Kooperationsvertrag

zwischen 

der Hochschule Osnabrück, 
vertreten durch den Präsidenten, Herrn Prof. Dr. Andreas Bertram, 
Albrechtsstraße 30, 49076 Osnabrück 

Projektleitung: Prof. XY, Fakultät ZZ, Adresse 
Im Folgenden „Hochschule“ 

und

-Unternehmen-
zum Thema/ Projekt
„(…)“, 
§ 1 Vertragsgegenstand

(1) Gegenstand des Vertrags ist die Zusammenarbeit im Rahmen des vom (Zuwendungsgeber) geförderten Projekts. 
(2) Inhalt und Umfang der von den Vertragspartnern zu erbringenden Leistungen sowie der hierfür maßgebliche Zeitplan ergeben sich aus dem Zuwendungsantrag, s. Anlage 1.

§ 2 Beiträge der Vertragspartner, Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, entsprechend den Regelungen aus dem Antrag und dem Zuwendungsbescheid zusammenzuwirken. Die Vertragspartner werden bei der Durchführung des Projekts unter Berücksichtigung des bei ihnen bestehenden Stands der Wissenschaft und Technik diejenige Sorgfalt aufwenden, die notwendig ist, um ein optimales Ergebnis zu erzielen. Die Vertragspartner verpflichten sich, fachlich qualifizierte Mitarbeiter mit der Durchführung der Aufgaben zu betrauen und sich gegenseitig laufend über die jeweils bestehenden Planungsstände zu informieren.
(2) Die Vertragspartner benennen einander jeweils einen Ansprechpartner für alle die Kooperation betreffenden Angelegenheiten. 

(3) Jeder Vertragspartner ist dem Zuwendungsgeber gegenüber nur für die von ihm gemäß Antrag selbst zu erbringenden Leistungen verantwortlich.
(4) Mitarbeiter, die im Zuge der Projektarbeit für definierte Aufgaben und begrenzte Zeit jeweils bei dem anderen Vertragspartner tätig sind, unterliegen den fachlichen Anweisungen der dort verantwortlichen Mitarbeiter und verpflichten sich zur Einhaltung der dort geltenden sicherheits- und ordnungsrechtlichen Vorschriften. Die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen Beziehungen bleiben unberührt. 

(5) Soweit Dritte im Projektantrag nicht bereits namentlich erwähnt sind, werden sich die Vertragspartner zur Erfüllung ihrer Aufgaben ohne vorherige Absprache Dritter nicht bedienen, insbesondere Unteraufträge erteilen. 
(6) Die Hochschule fungiert gegenüber (dem Zuwendungsgeber) als Projektkoordinator.

§ 3 Kostentragung 

Jeder Vertragspartner stellt die auf seiner Seite für die Durchführung des Projekts notwendigen Personal- und Sachleistungen zur Verfügung und trägt die ihm dadurch entstehenden Kosten selbst, die Hochschule unter Verwendung der sich aus dem Zuwendungsbescheid ergebenden (des Zuwendungsgebers) (sowie einer ggf. vorhandenen Kofinanzierung).
§ 4 Arbeitsergebnisse, Schutz- und Nutzungsrechte

(1) Ergebnisse der Zusammenarbeit, für die keine Rechte des geistigen Eigentums begründet werden, können von den Vertragspartnern weit verbreitet werden.

(2) Jeder Vertragspartner erhält die Rechte an denjenigen schutzrechtsfähigen im Kooperationsprojekt entstandenen Arbeitsergebnissen, die ausschließlich von seinen Mitarbeitern erarbeitet wurden. 

(3) Die Rechte an denjenigen schutzrechtsfähigen Ergebnissen, die von den Kooperationspartnern gemeinsam erzielt wurden, stehen den Vertragspartnern gemeinschaftlich, je nach Anteil am Ergebnis, zu. 

(4) Über den Umgang mit gemeinschaftlichen Erfindungen, also solchen, bei denen die Erfindungsanteile nicht getrennt nach Vertragspartnern getrennt zum Schutzrecht angemeldet werden können, werden sich die Vertragspartner im Einzelfall verständigen. Dies betrifft insbesondere die Anmeldung, Aufrechterhaltung und die Kostentragung. Bezüglich der Vermarktung gelten die Regelungen des § 5.
(5) Die Vertragspartner räumen sich gegenseitig an schutzrechtsfähigen und nicht schutzrechtsfähigen Arbeitsergebnissen für die Dauer und für die Zwecke des Projekts ein nicht-ausschließliches, nicht-übertragbares, nicht-unterlizenzierbares, unwiderrufliches und unentgeltliches Nutzungsrecht ein. Über die Einräumung darüber hinausgehender Nutzungsrechte, insbesondere für außerhalb des Zwecks oder der Dauer des Projekts bestehende Interessen, verständigen sich die Vertragspartner im jeweiligen Einzelfall. Die Einräumung erfolgt zu marktüblichen Bedingungen. 
(6) Die Vertragspartner räumen sich gegenseitig an bestehenden, nicht schutzrechtsfähigen Rechten wie Know-How, Urheberrechten, urheberrechtlichen Nutzungsrechten etc., soweit deren Nutzung für die Durchführung des Projekts erforderlich ist und soweit Rechte Dritter nicht entgegenstehen, für die Dauer und für die Zwecke des Projekts ein nicht-ausschließliches, nicht-übertragbares, unwiderrufliches und unentgeltliches Nutzungsrecht ein. Die Vertragspartner informieren sich gegenseitig fortlaufend und während des Kooperationsprojekts nach bestem Wissen und Gewissen über das Bestehen solcher vorhandenen Rechte.
(7) Die Hochschule erhält an sämtlichen, auch nicht-schutzrechtsfähigen Arbeitsergebnissen ein unbeschränktes Nutzungsrecht für die Verwendung in Forschung und Lehre. 
(8) Die Vertragspartner stehen einander nicht dafür ein, dass die nach den vorstehenden Regelungen eingeräumten Nutzungsrechte frei von Rechten Dritter sind. Sie werden sich gegenseitig bei Bekanntwerden solcher Rechte unverzüglich davon unterrichten. 
§ 5 Verfahren bei Schutzrechtsanmeldungen, Erlösteilung
(1) Die Vertragspartner werden sich bei entstehenden, gemeinsamen Schutzrechten einzelfallbezogen über das Verfahren, die Anmeldung und Aufrechterhaltung sowie die verbundenen Kosten verständigen. Im Übrigen gelten die nachfolgenden Regelungen.  

(2) Sofern nur ein Vertragspartner Interesse an der Anmeldung gewerblicher Schutzrechte hat, steht es ihm frei, die Anmeldung auf eigene Kosten und die Verwertung zu betreiben. Der jeweils andere wird im Interesse des anmeldenden Vertragspartners alle erforderlichen Erklärungen abgeben und alle insbesondere nach den Regelungen des ArbnErfG erforderlichen Handlungen vornehmen. Die Übertragung der Rechte an den anmeldenden Vertragspartner bleibt einer Sondervereinbarung vorbehalten, in der eine marktübliche Vergütung zu regeln ist. Finanzielle Beiträge des Unternehmens zu den Kosten der Hochschule können gem. Ziff. 28 des Unionsrahmens für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation der Europäischen Kommission von diesem Entgelt abgezogen werden.  

(3) Das Recht zur Vermarktung der Ergebnisse steht im Übrigen demjenigen Vertragspartner zu, dem sie rechtlich zuzuordnen sind. Vor einer Veräußerung oder Lizenzierung an Dritte sind die Rechte zunächst dem jeweils anderen Vertragspartner zum Erwerb bzw. Lizenzierung anzubieten. Über eine Vermarktung gemeinsamer Ergebnisse verständigen sich die Vertragspartner zu gegebener Zeit. 
(4) Erlöse aus der Vermarktung gemeinschaftlicher Ergebnisse stehen den Vertragspartnern je nach dem Anteil ihrer Beteiligung an dem Ergebnis zu. Die Regelungen des Abs. 2 bleiben unberührt. 
§ 6 Veröffentlichungen

(1) Arbeitsergebnisse, die nachweislich nur auf einen Vertragspartner zurückzuführen sind, können von diesem veröffentlicht werden. Die Veröffentlichungen sind den anderen Vertragspartnern vorab zur Kenntnis zu bringen, ohne dass es deren Zustimmung zu der jeweiligen Veröffentlichung bedarf. Jene Veröffentlichungen, die Arbeitsergebnisse mehrerer Vertragspartner betreffen, bedürfen der vorherigen Zustimmung dieser Partner. Diese Zustimmung darf nicht unbillig verweigert werden. 
(2) Beiderseitige schutzwürdige Interessen, insb. Beschränkungen nach dem ArbnErfG, sind zu berücksichtigen 
§ 7 Vertraulichkeit 
(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, erkennbar vertrauliche Betriebs- und Geschäftsinformationen, die im Rahmen des Projekts jeweils dem anderen Vertragspartner bekannt werden, über den  Zeitraum des Projekts und drei Jahre darüber hinaus nicht an Dritte weiterzugeben. 
(2) Die in Abs. 1 genannte Verpflichtung entfällt für Informationen, die nachweislich

- der Öffentlichkeit ohne Verschulden des empfangenden Vertragspartners bekannt oder allgemein zugänglich waren oder

- der Öffentlichkeit nach dem Inkrafttreten dieses Vertrages ohne Mitwirken oder Verschulden des empfangenden Vertragspartners bekannt oder allgemein zugänglich werden oder

- dem empfangenden Vertragspartner bei Erhalt der Information bereits bekannt waren oder

- Informationen entsprechen, die dem empfangenden Vertragspartner zu irgendeinem Zeitpunkt von einem berechtigten Dritten offenbart oder zugänglich gemacht werden oder

- von einem Mitarbeiter des empfangenden Vertragspartners ohne Kenntnis der Information entwickelt wurden.

§ 8 Haftungsbeschränkung 

(1) Die Vertragspartner haften im Verhältnis zueinander nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.
(2) Soweit gesetzlich zulässig und unabhängig vom Rechtsgrund ist jede darüber hinausgehende Haftung zwischen den Vertragspartnern im Zusammenhang mit der Zusammenarbeit ausgeschlossen. 

(3) Gegenüber geschädigten Dritten haftet ausschließlich der Vertragspartner, der den Schaden verursacht hat. Die Vertragspartner stellen sich insoweit gegenseitig von Ersatzansprüchen Dritter frei. 

§ 9 Vertragsdauer und Kündigung

(1) Dieser Vertrag tritt mit der Bewilligung der Förderung des Projekts „…“ durch (den Zuwendungsgeber) im Umfang des gestellten Antrags in Kraft; er endet mit Abgabe des letzten Schlussberichts an (den Zuwendungsgeber). 

(2) Der Vertrag kann vorzeitig ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen, die eine Zusammenarbeit unzumutbar machen. Als wichtige Gründe gelten insbesondere 
- die Einstellung oder Reduzierung der Förderung gegenüber der Hochschule
- die Nichtleistung der Finanzierungsbeiträge durch den Kooperationspartner
- die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Vertragspartners
- eine grobe Pflichtverletzung gegen die vereinbarten Bestimmungen.
(3) Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

§ 10 Schriftform

Änderungen und Ergänzungen sowie Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Auf dieses Formerfordernis kann ebenfalls nur schriftlich verzichtet werden. 

§ 11 Sonstiges

(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ungültig sein oder werden, so berührt dies die Gültigkeit des Vertrags im Übrigen nicht. Die Vertragsparteien werden in diesem Falle eine solche wirksame Bestimmung vereinbaren, die dem Sinn und Zweck der ungültigen Bestimmung am nächsten kommt. Im Falle einer vertraglichen Lücke werden die Vertragsparteien eine solche Bestimmung vereinbaren, die dem am nächsten kommt, was die Parteien vereinbart hätten, wäre die Lücke von vornherein bedacht worden. 
(2) Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag dürfen ohne Zustimmung des/ der anderen Vertragspartner/s nicht auf Dritte übertragen werden.

(3) Die sich aus dem Zuwendungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten der Hochschule (zum Zuwendungsgeber) bleiben von diesem Vertrag unberührt und gehen diesem vor. 
Osnabrück, den…………………..

………………………………………

(Projektleitung) 
Osnabrück, den………………….



(…),  den……………………
...................................................



.......................................................

Prof. Dr. Bernd Lehmann, 




(Unternehmen/ Kooperationspartner)
Vizepräsident für Forschung, Transfer und Nachwuchsförderung
Hochschule Osnabrück





















�Oder auch anderslautend, nach individuellen Anforderungen






Seite 5 von 5

